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Sprechstunde mit 
MdA Harald Gindra 
Montags, 5.11., 
3.12.2018
15 - 17 Uhr, in der 
Roten Insel, Feurigstr. 
68, 10827 Berlin
Siehe auch S. 4

Mieterberatung
Je 2. und 4. Di. im 
Monat 14  - 16 Uhr im 
Kiezbüro

Sprechstunde mit 
MdA Philipp Bertram 
i.d.R. je 3. Montag 
15-17 Uhr, in der 
Roten Insel, Feurigstr. 
68, 10827 Berlin
Siehe auch S. 4

Sozial-
Rechtsberatung
im Stadtbüro:
Kaiserin-Augusta-Str. 
75, 12103 Berlin, Je. 2. 
und 4. Do., 15-17 Uhr, 
um Anmeldung wird 
gebeten. Siehe S. 4

Sozialberatung 
mit RA Claus Förster, 
Di. 13.11. u- 11.12.
10 -12 Uhr 
in der Roten Insel 

Fortsetzung auf Seite 5 

DIE LINKE fordert: 
1 Jedes Jahr 250.000 Sozialwohnungen mehr!
2 Runter mit den Mieten! Mietwucher verbieten!
3 Keine Spekulation mit Wohnraum! 
Immobilienkonzerne in die öff entliche Hand!
4 Wie wir wohnen wollen? öff entlich, 
genossenschaftlich und gemeinnützig! 

Am 17. Oktober 2018, Rathaus Schöneberg parallel zur BVV-Sitzung, Kund-
gebung: "Schließung der Jugendzentren Drugstore und Potse verhindern." 
Siehe Seite 2, die BVV Nachrichten. 

„Wir sind der Kiez = Milieuschutz“: 
Mieterproteste in Schöneberg

Der leckere duftende Kuchen, Kaff ee und eine 
Traube von über 45 Menschen vor einem Haus 
in der Hohenfriedbergstraße am 20. Oktober 
2018 würden eigentlich für ein kleines Nach-
barschaftsfest sprechen. Aber nur fast: wenn 
auf der gegenüberliegenden Seite nicht drei 
Polizeibeamt_innen stünden und die Men-
schen beobachten würden. Schnell wird klar, 
es handelt sich hierbei um eine öff entlich ange-
meldete Kundgebung bzw. einen Aktionstag der 
Mietergemeinschaft Hohenfriedbergstraße. Nach-
bar_innen, lokale Stadtinitiativen, Land- und Be-
zirkspolitiker_innen der LINKEN und der Stadtrat 
sind vor Ort. Mit einem gebastelten Megafon und 
einer kleinen Performance wird der Protest der 
Mieter_innen gegen den Verkauf des Hauses an 

einen Investor zum Ausdruck gebracht. 

Dieses Treff en im öff entlichen Straßenraum wird 
zur politischen Begegnungszone für die Nachbar-
schaft und zahlreiche Mietergemeinschaften, die 
sich in den letzten Monaten ebenfalls aus Sor-
ge über ihre steigenden Mieten in unmittelbarer 
Nähe gegründet haben. Die Angst vor Verdrän-
gung und die gegenseitige Anteilnahme der Men-
schen sind spürbar und groß. Die Themen auf der 
Straße reichen von immer höheren Mieten, über 
die potentielle Macht der Mieter_innen gegenüber 
Investoren, unnötige Modernisierungen, die Auf-
gaben von Politik bis hin zu möglichen Instrumen-
ten in einem Milieuschutzgebiet. 

Die Hohenfriedbergstraße 11 liegt in einem sol-
chen Milieuschutzgebiet: in einem der mittlerwei-
le acht ausgewiesenen Milieuschutzgebiete im Be-
zirk Tempelhof-Schöneberg. Von Glück kann hier 
gesprochen werden. Denn es gibt zahlreiche Ge-
biete in Berlin, die aufgrund politischen Desinter-
esses (beispielsweise in CDU-geführten Bezirken 
wie Spandau) noch kein einziges Milieuschutzge-
biet ausgewiesen haben. Ein Milieuschutzgebiet 
soll das bestehende „Milieu“ und seine Infrastruk-
tur auf Grundlage des Baurechts schützen. 

DIE LINKE fordert: 
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Die Bezirksverordnetenversammlung 
am 17. Oktober 2018

Rathaus öffnen
Hier kurze Hinweise, wie 
man die Rathaus-Politik im 
Bezirk direkt beeinflussen 
kann. Die Verordneten von 
DIE LINKE beraten und un-
terstützen Sie/Dich gerne 
dabei.  
Mehr Demokratie im 
Bezirk www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
aktuelles/buergerbeteiligung/
artikel.395202.php
Einwohnerfragen Frage-
stunde Zu jeder BVV-Sit-
zung können Einwohnerin-
nen und Einwohner am An-
fang der Sitzung Anliegen 
öffentlich machen und eine 
Antwort vom Bezirksamt 
abfordern: 
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik-und-verwaltung/
bezirksverordnetenversammlung/
einwohnerfragen/
Bürgerbegehren und 
Bürgerbescheid Grund-
sätzlich sind Bürgerbegeh-
ren zu allen Themenbe-
reichen möglich, in denen 
die Bezirksverordnetenver-
sammlung (BVV) beschluss-
berechtigt ist. 
Eingaben und Beschwer-
den Probleme mit Entschei-
dungen der Verwaltung 
können  als Petition an den 
BVV-Ausschuss eingereicht 
werden: www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik-und-verwaltung/
bezirksverordnetenversammlung/
eingaben-und-beschwerden/
formular.395270.php
Bürgerbeteiligung bei 
Bebauungsplänen Bei 
neuen Bebauungsplänen 
sind Interventionen mög-
lich: www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik-und-verwaltung/
aemter/stadtentwicklungsamt/
stadtplanung/
bebauungsplanung/
Bebauungsplanung

BVV-Sondermittel „Zu-
schüsse für Vereine, Bür-
gerinitiativen und Projek-
te aller Art“. www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/politik-und-
verwaltung/bezirksverordnetenver-
sammlung/aktuelles-und-wissens  

wertes/artikel.347560.php Fortsetzung auf Seite 3

Wohnungslosenhilfeleitlinien 
sollen aktualisiert und effektiver werden
Nach fast 20 Jahren ist es dringend an der Zeit, 
die Wohnungslosenhilfeleitlinien auf einen neu-
en Stand zu bringen, denn die Stadt hat sich ver-
ändert und die Probleme mit der Wohnungslosig-
keit sind nicht kleiner, sondern geradezu drama-
tisch größer geworden. Mangelnder Wohnraum, 
unerschwingliche Mieten für Menschen mit gerin-
gen Einkommen, Sanktionspraxis der Jobcenter 
und nicht zuletzt hinzugekommen eine große An-
zahl von Vertragsarbeitern aus östlichen EU-Län-
dern. Zu dieser kritischen Situation an sich kom-
men noch die individuellen Handicaps der Men-
schen selbst, die gesellschaftlich mehr Unterstüt-
zung bedürfen. Auch viele junge Menschen, die 
nicht mehr bei den Eltern wohnen wollen oder 

können, und vermehrt auch Familien benötigen 
die soziale Wohnhilfe. Prognosen sagen, dass bis 
2020 die Zahl der mit prekärem Einkommen Un-
terzubringenden bei 74.000 liegen wird, so sinn-
gemäß Sozialsenatorin Breitenbauch (DIE LINKE) 
bei der zweiten Berliner Strategiekonferenz Woh-
nungslosenhilfe letzte Woche. Das Ziel der thema-
tischen Konferenzen ist, gemeinsam mit den zu-
ständigen Vertreter_innen der Bezirksämter, ver-
schiedensten sozialen, kirchlichen Einrichtungen 
und Trägern, sowie der Gewerkschaft, an den heu-
tigen Bedarf angepasste Leitlinien zur Wohnungs-
losigkeit zu erarbeiten. Vorgestellt wurden die Er-
gebnisse der neun Arbeitsgruppen, die sieben 

Unklarheit zu Mietverträgen in der Potsdamer 
Straße 180
In einer Mündlichen Anfrage wollte BV Frede 
(FDP) wissen ob es zutrifft, �... dass die Mietver-
träge zwischen dem Eigentümer und dem Bezirk-
samt in der Potsdamer Straße 180 für das Keller- 
und Erdgeschoss sowie für das 1. Obergeschoss 
verlängert wurden?� Stadtrat Schworck (SPD) be-
stätigte, dass eine Mietverlängerung bis Ende 
2019 vereinbart wurde. Während es für Drugstore 
und Potse, im gleichen Haus in der 2. Etage unter-
gebracht, keine Nutzungsverlängerung nach 2019 
geben soll, da der Vermieter andere Pläne habe. 
BV Frede unterstellt in den Bemühungen um eine 
Mietverlängerung gar, �das Bezirksamt (habe) un-
zutreffenderweise behauptet, der Vermieter hätte 
eine Verlängerung abgelehnt�. Verärgert reagier-
te Schworck auf diese Unterstellung. Frede wisse 
vom Vermieter von ortsüblichen Gewerbemiets-
Angeboten an das Bezirksamt. DIE LINKE findet 
diesen Vorgang auch befremdlich, da der Verbleib 
von Drugstore und Potse in der Potsdamer Stra-
ße 180 wahrscheinlich nicht teurer wäre als die 
Neuanmietung von zwei Objekten in der Potsda-
mer Straße. 

Wie weiter am ehemaligen Straßenbahndepot 
Belziger Straße 
Eine Anwohnerin wollte wissen, wie der Stand und 
die zeitliche Entwicklung am ehemaligen Straßen-
bahndepot, das zu einem vielfältigen soziokultu-
rellen Forum und Wohnort werden soll, sich der-
zeit darstellen. Das Verfahren, �eine Konzeptent-
wicklung mit unterschiedlichen Varianten�, sei 
derzeit von den Eigentümern, der BIM (Berliner 
Immobilienmanagement) und der Senatsverwal-
tung, ausgesetzt, so Stadtrat Oltmann (Grüne). 
Neu ist, dass die WBM (Wohnungsbaugesellschaft 
Berlin Mitte mbH) sich als besonders kompetente 

Projektträgerin (Gewerbe) beim Bezirksamt an-
geboten hätte. Das Bezirksamt favorisiert jedoch 
weiter seine Vorstellungen der Konzeptentwick-
lung am Standort, die auch private Investoren zu-
lassen würden. Eine abschließende Antwort ist 
aber erst im November, nach dem Gespräch mit 
der WBG, zu erwarten. DIE LINKE hat sich bisher 
für eine vielfältige soziokulturelle Entwicklung des 
Areals an der Belziger Straße ausgesprochen, je-
doch sollte dies einer städtischen Wohnungsbau-
gesellschaft übertragen werden, um Profitgier von 
vorne herein auszuschließen.

Für das Theater am Winterfeldplatz wurde 
eine gute Lösung gefunden
Auch wenn Stadträtin Kaddatz (CDU), wie sie sich 
enttäuscht in ihrer Antwort auf eine Große Anfra-
ge der CDU äußerte, mit der Entscheidung des 
Kultursenats und dem damit zusammenhängen-
den Prozedere nicht einverstanden war, gibt es 
jetzt bis 2023, und hoffentlich darüber hinaus, ein 
Festhalten an dem Standort. Für DIE LINKE ist es 
sehr erfreulich, dass das Theater am Winterfeld-
platz erhalten bleibt, da wir uns auf Bezirks- und 
Senatsebene dafür einsetzten. Es gibt dem Kiez 
ein anspruchsvolles Angebot. Niederschwellige 
Kultur wird gefördert und trägt zu einer anwohner-
freundlichen Kultur bei. DIE LINKE in der BVV er-
klärte dazu: �Das neue Konzept ist passend, weit 
gefächert und knüpft an die Tradition des vor-
hergehenden Konzepts an. Die Jury hat das bes-
te Konzept, das auch Kooperationen zulässt, aus-
gewählt, das für junge und erwachsene Men-
schen eine gute Mischung darstellt.� Die Entschei-
dung lag nun mal beim Senat, dennoch finde ich 
die Verärgerung von Kaddatz, wenn sie äußert �...
das letzte Wort sein noch nicht gesprochen�, sehr 
unprofessionell. 

Elisabeth Wissel



 

Elisabeth Wissel
Fraktionsvorsitzende 
Ausschüsse für: Bibliothe-
ken, Bildung und Kultur; 
Soziales, Senioren und 
demografischer Wandel; 
Hauptausschuss; Facillity 
Management; Ältestenrat.
 
Telefon: 01577 34 62 721

elisabeth.wissel@ 
linksfraktion-ts.de

Büro und Erreichbarkeit 
im Rathaus Schöneberg:
Raum 2115
Tel:    030 /90 27 74 898 
(Neu: 30 26 59 34 86)
E-Mail: kontakt@
linksfraktion-ts.de
Sprechstunde: 
Mittwochs 15 - 17 Uhr  
 
Fraktionssitzung
In offener Diskussion, 
Gäste sind ausdrücklich 
eingeladen. Mitglie-
der, andere kommunal 
Interessierte und von 
bezirklichen Entscheidun-
gen Betroffene können 
auf diese Weise Einfluss 
auf Vorlagen der BVV 
nehmen.
Termine
Freitag 09.11.2018 The-
menabend, um 18 Uhr 
und  Montag 19.11.2018 
um 19 Uhr, Vorbereitung 
der BVV im Raum 2115, 
im Rathaus Schöneberg. 
Bezirksverordneten-
versammlung (BVV)
Die nächste öffentliche 
BVV-Sitzung findet am 
21.11.2018 um 17 Uhr, 
im Rathaus Schöneberg, 
BVV-Saal statt. 
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He l fen  s ta t t  r eden  -  D IE  L INKE .  im  Ra thaus  i s t  f ü r  S ie  da !

Martin Rutsch
Stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender  
Ausschüsse für: Bürger-
dienste und Ordnungs-
angelegenheiten;  Stra-
ßen, Verkehr, Grün und 
Umwelt;  
Jugendhilfeausschuss.

martin.rutsch@ 
linksfraktion-ts.de

Dr. Christine 
Scherzinger

Ausschüsse für: 
Stadtentwicklung; 
Wirtschaft. 

 

christine.scherzinger@ 
linksfraktion-ts.de

Carolin Behrenwald
Ausschüsse für: 
Eingabe und Beschwer-
den; Schule; Integrati-
on (Ausschussvorsitz); 
Frauen-, Queer- und In-
klusionspolitik (Stellv. 
Ausschussvorsitz).

carolin.behrenwald@ 
linksfraktion-ts.de

Liebe Tempelhof-Schöneberger_innen,
am 18. September 2016 wurde DIE LINKE. mit 8,7 % erstmals in Fraktionsstärke in die Bezirksverord-
netenversammlung (BVV) von Tempelhof-Schöneberg gewählt. DIE LINKE. ist nun mit 5 Verordneten in 
der BVV vertreten. Unser Plus von 5 Prozentpunkten hat gezeigt, dass immer mehr Menschen in unse-
rem Bezirk eine soziale Alternative zu den anderen Parteien wollen. Wir nehmen das als Verantwortung. 
,,Helfen statt reden" - das war unser Motto im Wahlkampf. Und das ist unser Anspruch auch nach der 
Wahl. Wir möchten gerne Ihre eigenen Anliegen hören und mit Ihnen diese politisch umsetzen. Hierzu 
bieten wir jeden Mittwoch von 15-17 Uhr im Rathaus Schöneberg (Raum 2115) eine Sprechstunde 
an, zu der wir Sie herzlich einladen. Eine Anmeldung vorab ist nicht notwendig. Ferner können Sie uns 
auch per Mail unter kontakt@linksfraktion-ts.de erreichen. Wir freuen uns auf Sie!

Katharina Marg
 
Ausschüsse für: 
Rechnungsprüfung; 
Gesundheit; Sport.

katharina.marg@ 
linksfraktion-ts.de

www.berlin.de/ba-tempelhof-schoeneberg/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/allris.net.asp

Wohnungslosenhilfeleitlinien sollen aktualisiert 
und effektiver werden 
Monate nach der ersten Konferenz intensiv gear-
beitet haben. Gelernt hat man aus den Ansätzen 
der gegenwärtigen Leitlinien, die nicht immer die 
passende Lösung bieten. Einen besonderen Stel-
lenwert soll die Prävention erhalten, so dass Men-
schen erst gar nicht in solch eine Situation gera-
ten. Dazu zählen beispielsweise die Schuldnerbe-
ratung, die unabhängige Sozialberatung und die 
Verhinderung von Zwangsräumungen. Bei letzte-
rem will man insbesondere die Senatoren für Ju-
gend und Justiz mit einbeziehen, um die Möglich-
keiten, die es für Berlin gäbe, anzuwenden. 4600 
Räumungsklagen gab es 2017 in Berlin, das sind 
mehr als 5000 tragisch menschliche Schicksa-
le. Bis 2024 will man zumindest daran arbeiten, 
dass die Räumungsklagen um 75% gesenkt wer-
den. Insgesamt will man auch mehr Mittel in den 
Haushalt stellen, damit die vielen notwendigen 
Vorhaben auch flächendeckend umgesetzt wer-
den können (u.a. für aufsuchende Beratung der 
Betroffenen). Dabei spielen die Bezirke eine große 
Rolle, jedoch sei bei der Unterbringung eine ge-
samtstädtische Steuerung gefragt, aber die Unter-
bringung nach ASOG (Allgemeines Ordnungs- und 

Sicherheitsgesetz) sei keine nachhaltig geeignete 
Lösung. Appelliert wurde daran, den Wohnungs-
mangel zu beseitigen und damit auch den Zugang 
der Wohnungslosen zu Wohnraum (ohne Schu-
fa-Auskunft) zu ermöglichen. Ebenso gefordert 
wurde der Erhalt und Ausbau von Trägerwohnun-
gen. Skandale à la Treberhilfe müssen aber ver-
hindert werden. Vermehrt sollten auch Einrichtun-
gen für Frauen und Kinder geschaffen werden. Für 
Jugendliche wurde eine Jugendwohnagentur vor-
geschlagen, denn unterschiedliche Bedarfe soll-
ten berücksichtigt werden. Auch sollten alle Woh-
nungslosen Zugang zu einer allgemeinen gesund-
heitlichen Versorgung haben. Und im Hinblick auf 
die kommende Kältehilfe wurde gefordert, eine 
ganzjährige Hilfe anzubieten. Für die hier gestran-
deten EU-Bürger_innen soll u.a. zwingend arbeits-
rechtliche Unterstützung angeboten werden. Bis 
zum ersten Halbjahr 2019 wird eine Wohnungslo-
senstatistik eingeführt werden. Auch hat man sich 
vorgenommen, dass die neuen Leitlinien bis dahin 
erstellt sind. 

Elisabeth Wissel

Fortsetzung von Seite 2
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Im Abgeordnetenhaus

Harald Gindra MdA,
Sprecher für Wirtschaft und 
Entwicklung der Linksfrakti-
on im Abgeordnetenhaus.  
gindra@linksfraktion.berlin.
Kiezbüro: 
Hildburghauser Str. 29
12279 Berlin
Öffnugszeiten: 
Di. u. Do. 10-16 Uhr 
Tel: +49 30 40 74 89 79 
buero@harald-gindra.de
Sprechstunde: 
Do. i.d.R. 14-tägig, 
16 -18 Uhr, nach 
Absprache.  
Mieterberatung: Je 2. u. 4. 
Di. im Monat 14 -16 Uhr im 
Kiezbüro 

Philipp Bertram, MdA
Sportpolitischer Sprecher
der Linksfraktion im
Abgeordnetenhaus:
bertram@linksfraktion.berlin
Stadtbüro:
Kaiserin-Augusta-Str. 75
12103 Berlin
Öffnungszeiten:
Di - Fr: 10-16 Uhr
Tel: +49 30 23 25 25 47
buero@philipp-bertram.de
Sprechstunde: 
i.d.R. 14-tägig 
Je 2.+4. Fr, 15-17 Uhr, Stadtbüro
Je 2./3. Mo, 15-17 Uhr 
Rote Insel

Sozial-Rechtsberatung: 
i.d.R. je 2. und 4. Do 15-
17 Uhr im Stadtbüro, mit 

Anmeldung!

Immobilienfirmen enteignen?
Das Grundgesetz bindet Eigentum an das Ge-
meinwohl. Wo dies verletzt wird, sind Enteig-
nungen möglich. In Berlin ist ein Volksent-
scheid „Deutsche Wohnen enteignen“ in Vor-
bereitung. Elisabeth Voß interviewte die Spre-
cherin für Stadtentwicklung der LINKEn im 
Abgeordnetenhaus, Katalin Gennburg, zu die-
sem Thema. 

Elisabeth Voß: Ist es für Dich grundsätzlich 
eine Option, dass Wohnungsunternehmen ent-
eignet werden?
Katalin Gennburg: Ich sage sehr klar: Ja, ich bin 
für den Volksentscheid und froh, dass große Tei-
le der LINKEN diesen unterstützt, weil die Wohn-
raumversorgungspolitik in der BRD wieder ord-
nungspolitisch hart durchreguliert und als Staats-
auftrag neu organisiert werden muss.  
 
Politisch setzt die Initiative „Deutsche Wohnen 
enteignen“ ein begrüßenswertes Zeichen gegen 
die Missstände bei der Deutsche Wohnen SE. 
Dass sich so eine Bewegung formiert, ist Abbild 
der Zustände auf dem bundesdeutschen Woh-
nungsmark insgesamt und bei der Deutsche Woh-
nen SE im Speziellen und absolut richtig. Die Ini-
tiative hat gute und politisch nachvollziehbare Ar-
gumente zum Thema „Warum enteignen?“ vorge-
legt. Nun müssen die entsprechenden Regierun-
gen, also auch die Berliner R2G-Regierung, prü-
fen, wie so etwas umzusetzen wäre. 
 
Und wie könnten solche Enteignung rechtlich 
funktionieren?  
Zum Thema vernachlässigte Immobilen in Bezug 
auf das Treuhändermodell im neuen Zweckent-
fremdungsverbot-Gesetz wissen wir bereits: Das 
Enteignungsrecht im Bereich Wohnen bietet bis-
her keine unmittelbare Rechtsgrundlage für Ent-
eignungsmaßnahmen in Bezug auf sogenannte 
verwahrloste Immobilien. Der Sprecher der Ini-
tiative, Rouzbeh Taheri, sieht ein Landesenteig-
nungsgesetz auf Grundlage Artikel 15 Grundge-
setz vor, um geltendes Recht zu ergänzen.  
 
Art. 14 Abs. 3 Satz 1 GG besagt: Eine Enteignung 
ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie 
darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines Ge-
setzes erfolgen, das Art und Ausmaß der Entschä-
digung regelt. Art. 15 GG besagt: Grund und Bo-
den, Naturschätze und Produktionsmittel können 
zum Zwecke der Vergesellschaftung durch ein Ge-
setz, das Art und Ausmaß der Entschädigung re-
gelt, in Gemeineigentum oder in andere Formen 
der Gemeinwirtschaft überführt werden. Es gibt 
bereits das von Taheri geforderte Berliner Enteig-
nungsgesetz. Dieses besagt: Die Enteignung ist 
im einzelnen Falle nur zulässig, wenn der Enteig-
nungszweck auf andere zumutbare Weise nicht er-
reicht werden kann. Selbst wenn einschlägige Ge-
setze vorliegen würden, wäre die Deutsche Woh-
nen SE also zu entschädigen. 

 
Siehst Du Veranlassungen für die Enteignung 
von Immobilieneigentümern in Berlin? 
Ja, allerdings greifen hier zunächst andere Geset-
ze, etwa das Wohnungsaufsichtsgesetz. Das Woh-
nungsaufsichtsgesetz wollen wir als Linksregie-
rung in Berlin direkt im Anschluss an das Zweck-
entfremdungsverbot-Gesetz novellieren, um die 
staatliche Aufsicht und Wohnraumversorgung wie-
der herzustellen. Damit gehen dann auch enteig-
nungsgleiche Eingriffe, wie auch beim Zweckent-
fremdungsverbotsgesetz, einher.  
 
Will sagen: Enteignungen haben viele Formen und 
Gesichter, und deshalb ist es richtig, die fakti-
schen Enteignungen von Mieter*innen durch Miet-
wucher auf Kosten ihrer Geldbeutel zur Sprache 
zu bringen und diesen Enteignungen Forderungen 
nach staatlichem Handeln und Eingriffsrechten 
zur Sicherung des Gemeinwohls zu entgegnen. 
Auch deshalb unterstützt Die LINKE Berlin das An-
liegen des  Volksbegehrens, Wohnraum zu sozia-
lisieren.  
 
Hat der Volksentscheid, wenn er erfolgreich 
wäre, Aussicht umgesetzt zu werden? 
Eine Enteignung von Aktiengesellschaften ist in 
der deutschen Gesetzessystematik nicht angelegt. 
Ansätze dazu gab es mit dem Rettungsübernah-
megesetz, nach dem befristet bis 30. Juni 2009 
die Enteignung von Banken möglich war, wenn ein 
drohender Bankrott eine Gefahr für die Stabili-
tät des Finanzmarktes insgesamt darstellte. Hier 
kann die Berliner SPD ihre Parole von einer „Woh-
nungspolitischen Revolution“ auch in der Bundes-
regierung mit Leben füllen und einerseits Shared 
Deals verbieten, aber auch Aktiengesellschaften 
als Gesellschaftsform von Wohnungsunternehmen 
verbieten.  
 
Möglich ist nach Berliner Enteignungsgesetz nur 
das, was § 86BauGB regelt, nämlich ein Grund-
stück (nicht eine Aktiengesellschaft!) zu enteig-
nen. Es wären also tausende Grundstücke auf 
einmal zu enteignen. Es wäre also denkbar, EIN 
Grundstück der Deutsche Wohnen zu enteignen, 
wenn die Voraussetzungen vorlägen.  
 
Es bleibt der Kauf der Aktiengesellschaft. Dazu 
heißt es: „Will der Staat Einfluss auf das wirt-
schaftliche Verhalten einer Aktiengesellschaft 
nehmen, so kann er also versuchen, die Aktien al-
ler Aktionäre aufzukaufen, doch ist ihm nicht er-
laubt, den Kurswert der Aktie zu bestimmen, um 
möglichst günstig an die Aktien zu gelangen, denn 
dies würde ebenfalls gegen Verfassungsgaranti-
en verstoßen; doch erhöht sich durch das Kaufin-
teresse des Staates zwangsläufig der Aktienkurs, 
sodass der staatliche Einfluss wohl teuer erlangt 
würde.“    
                                           Fortsetzung auf  Seite 7 
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„Wir sind der Kiez = Milieuschutz“ oder „Ich will hier nicht raus“: 
Mieterproteste in Schöneberg      Fortsetzung von Seite 1

In diesen Gebieten müssen u.a. der Ab-
riss und die Nutzungsänderungen von 
Wohngebäuden vom Bezirksamt geneh-
migt werden. Damit sollen, Luxussanie-
rungen verhindert werden. Bei Verkauf 
eines Gebäudes kann der Bezirk sein 
Vorkaufsrecht ausüben. Das Haus in der 
Hohenfriedbergstraße 11 wurde am 1. 
August 2018 verkauft. 
Ab diesem Zeitpunkt kann der Bezirk in-
nerhalb von zwei Monaten das Vorkaufs-
recht geltend machen.  Zunächst legt 
das Bezirksamt dem Käufer eine Abwen-
dungsvereinbarung vor. Diese kann den 

Käufer unter anderem dazu verpflich-
ten, keine Luxussanierungen durchzufüh-
ren oder Mietwohnungen für einen gewis-
sen Zeitraum nicht in Eigentumswohnun-
gen umzuwandeln. Unterschreibt der Käu-
fer diese Vereinbarung nicht, erhält der 
Bezirk das Recht, dieses Haus zu kaufen, 
meist über eine städtische Wohnungs-
baugesellschaft, aber nur dann, wenn die 
Senatsverwaltung für Finanzen den Zu-
schlag gibt. 
Wenn Mieter_innen erfahren, dass ihr 
Haus verkauft wird, beginnt für sie meist 
ein Spießrutenlauf zwischen Vertreter_in-
nen der Politik, Mietervertretungen, Be-
zirksamt, Senat, Investor und Presse. 
Vor allem dann, wenn der neue Eigen-
tümer dafür bekannt ist, teuer zu sanie-
ren und Wohnungen in Eigentum zu ver-
wandeln bzw. zu verkaufen. Bis zur letz-
ten Minute wird gezittert, ob das Vorkauf-
recht ausgeübt werden kann oder nicht. 
Bei den meisten Mieter_innen steht ei-
nes fest: Sie wollen bleiben und kämpfen 
dafür bis zum bitteren Ende. Auch wenn 
dieser Kampf alles andere als romantisie-
rend dargestellt werden darf, weil es hier-
bei um Lebenszeit und Kraft geht, zeigt 
es sich dennoch: Mit öffentlichem Druck, 
Protest, Kreativität und Einbindung zahl-
reicher (politischer) Akteur_innen in den 
Prozess kann einiges erreicht werden. 
Wir, die Fraktion DIE LINKE, bleiben opti-
mistisch und unterstützen weiterhin die 
politischen Anliegen der Mieter_innen. 

Damit aber die Mieter_innen zukünftig um-
fassender geschützt werden, muss noch ei-
niges geschehen. 

Die Fraktion die LINKE in Tem-•	
pelhof-Schöneberg fordert die schnel-
le Umsetzung der bereits von uns ge-
forderten kostenlosen bezirklichen 
Mieter_innenberatungsstellen.  

Wir fordern eine höhere Transpa-•	
renz und eine umfassende Aufklärung 
der Bewohner_innen über ihre Rechte, 
Möglichkeiten, aber auch die Grenzen 
in einem Milieuschutzgebiet.

Wir fordern, dass die Milieu-•	
schutzgebiete in Berlin und in TS auch 
in die Randgebiete ausgeweitet werden 
und dafür entsprechendes Personal be-
reitgestellt wird. 

Die Politik muss sich klar an der •	
Seite der Mieter_innen stellen, sie un-
terstützen und Profitinteressen auf Kos-
ten der Mieter_innen ablehnen. Woh-
nen ist keine Ware!

Öffentliche Wohnungsbaugesell-•	
schaften müssen ihrer sozialen Rol-
le nachkommen, Wohnhäuser nicht auf 
Wirtschaftlichkeit, sondern auf Verdrän-
gungsdruck hin bewerten. 

Und wir fordern die endlich die •	
Bundesregierung auf, die Modernisie-
rungsumlage abzuschaffen und eine flä-
chendeckende funktionierende Miet-
preisbremse einzuführen.
Dr. Christine Scherzinger, Stadtpolitische 

Sprecherin der Fraktion DIE LINKE TS

Das erste #Aufstehen-Treffen in unse-
rem Bezirk hat stattgefunden: Am 15. 
Oktober in der „Spukvilla“ der Arbei-
terwohlfahrt am Friedensplatz in Tem-
pelhof. Ein Schöneberger Treffen ist 
in Vorbereitung.  
Ein Gespenst geht um in Europa. Viel-
leicht hat sich der eine oder die an-
dere an diesen ersten Satz des Kom-
munistischen Manifestes erinnert ge-
fühlt, als sich die neue Sammlungsbe-
wegung #Aufstehen erstmals in Tem-
pelhof traf. Das Treffen fand nämlich in 
der „Spukvilla“ statt, einer Villa, die im 
18. Jahrhundert erbaut wurde und heu-
te Sitz der Arbeiterwohlfahrt (AWO) im 
Berliner Südwesten ist. Die Geschich-
te der Arbeiterbewegung war also spür-
bar, als sich rund 70 Menschen zur Grün-
dung einer lokalen #Aufstehen-Gruppe 
trafen, um einen neuen Anlauf für eine 

fortschrittliche, soziale und demokrati-
sche Politik zu nehmen. 
Am 30. September war Tempelhof be-
reits Schauplatz des Berlin-weiten Auf-
takts von #Aufstehen gewesen. Rund 
400 Unterstützer_innen hatten sich da-
mals auf dem Platz der Luftbrücke ver-
sammelt, es gab Redebeiträge u. a. von 
Sevim Dağdelen (stellvertretende Vor-
sitzende der Linksfraktion im Bundes-
tag) und Uwe Hiksch (Mitglied des Bun-
desvorstands der Naturfreunde). An-
schließend am selben Nachmittag waren 
nochmals rund 150 Unterstützer_innen 
zu einer Diskussionsveranstaltung in die 
Ufa-Fabrik gekommen. 
Seit Oktober gründen sich die lokalen 
Gruppen. In nahezu allen Bezirken gibt 
es sie mittlerweile: Stammtische, Be-
zirks- und Ortsteilgruppen, thematische 
Arbeitsgruppen. Hunderte Menschen 

sind dabei zusammengekommen und ha-
ben sich ausgetauscht: über ihre Sorge 
vor einer Aushöhlung der Demokratie, vor 
der wachsenden sozialen Spaltung und vor 
dem Vormarsch der Rechten. Und über ihre 
Hoffnung, mit #Aufstehen einen Möglich-
keit gefunden zu haben, dagegen zu halten 
und die politische Entwicklung in Deutsch-
land wieder in eine andere Richtung zu 
lenken. 
Ihre Forderungen nach Erneuerung der De-
mokratie, nach einem starken Sozialstaat, 
nach Umverteilung von oben nach unten 
und nach friedlichen internationalen Bezie-
hungen sind in der Bevölkerung mehrheits-
fähig, aber politisch trotzdem in der Defen-
sive. Viele Menschen wollen das ändern 
und die sozialen Forderungen wieder in die 
Offensive bringen. #Aufstehen hat sich die-
ses Ziel gesetzt. 
                                Fortsetzung auf Seite 7

#Aufstehen – auch in Tempelhof und Schöneberg



Mehr als 3.1 Millionen 
Erwerbslose 
Zeit zu handeln statt zu 
tricksen 
Wer die tatsächliche Arbeits-
losigkeit erfassen will, muss 
ehrlich rechnen. (...) Hier ist 
die tatsächliche Zahl, die al-
lein auf amtlichen Daten der 
Statistik der Bundesagentur 
für Arbeit beruht. Im Okto-
ber 2018 waren tatsächlich 
mehr als 3.1 Millionen Men-
schen Erwerbslos. Darüber 
hinaus tauchen 82.000 
nicht erwerbstätige Perso-
nen – die korrigierte sog. 
stille Reserve1 – in keiner 
Arbeitslosenstatistik auf, 
weil sie sich entmutigt vom 
Arbeitsmarkt zurückgezogen 
haben und sich nicht (mehr) 
als arbeitslos registrieren 
lassen.
Offizielle Arbeitslosigkeit 
im Oktober 2018
                           2.203.851    
Nicht gezählte Arbeitslose 
verbergen sich hinter: 
Älter als 58 beziehen Ar-
beitslosengeld I und/oder 
ALG II 0                  169.662
Ein-Euro-Jobs (Abeitsgele-
genheiten)                76.738 
Förderung von Arbeits-
verhältnissen 2          7.165
Fremdförderung     214.964
Bundesprogramm sozia-
le Teilhabe am Arbeitsmarkt 
3Besch.sforderung  15.215   
Berufliche Weiterbildung         
                               160.093 
Aktivierung und berufliche-
Eingliederung (z.B. Vermitt-
lung durch Dritte)                 
                               193.520  
Beschäftigungszuschuss
(für schwer vermittelbare
Arbeitslose)               1.981
Kranke Arbeitslose (§126 
SGB III)                     76.617 
Nicht gezählte Arbeits-
lose gesamt:        915.955
Tatsächliche Arbeitslosig-
keit im Juli 2018     
                           3.119.806  
Quelle: BfA Monatsbe-richt 
Septmber 2018, Tab. 6.7. 
0Die dort aufgefühte Alters-
teilzeit sowie Gründungs-
zuschusse und sonstige 
geförderte Selbstständig-
keit haben wir in der Tabel-
le nicht berücksichtigt. 
Die dort ebenfalls älteren 
Arbeitslosen die auf geführ-
ten auf Grund verschiedene 
rechtlicheRegelungen (§428 
SGBIII, 65 Abs.4 SGBII, 
53a, Abs.2, SGB II u.a.) 
nicht als Arbeitslose zählen, 
älter als 58 beziehen ALG I 
oderALGII. 1IAB Kurzbericht  
7/2018 Seite 10; (Stille 
Reserve im engeren Sinn - 
IAB Prognose für 2018) 
2Mit demGe-setz zur Verbe-
sserung der Eingliederungs-
chancen...zum Juli2012(...) 
zur Förderung von Arbeits-
verhältnisse (FAVverbunden 3Mit 05.2016 neu in Bericht-
erstatung der unterbe-
schäftigungaufgenommen.
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Hände weg vom Tempelhofer Feld

100 Jahre November-Revolution – 
ein anderes Deutschland war möglich

Die erneute Diskussion um das Tempelhofer Feld, 
angestoßen vom Regierenden Bürgermeister Mi-
chael Müller (SPD) und Kreisen der SPD, zeigt 
nur, dass sie nicht bereit sind, den bestehenden 
Volksentscheid zugunsten einer großen Freiflä-
che für die Bevölkerung dauerhaft zu akzeptieren. 
Bezirksbürgermeisterin Schöttler (SPD) im Ge-
spräch mit Radioeins am 4.10.2018: „Der Volks-
entscheid gilt, aber Sie wissen ja auch, dass Ge-
setze niemals für die Ewigkeit sind – viele Geset-
ze sind schon verändert worden. Ich glaube, dass 
wir im Moment noch nicht darüber entscheiden 
können, dass die Zeit aber irgendwann kommen 
wird.“ Auch wenn Müller (im gleichen Interview) 
„nur 1000 Wohnungen“ vorschlägt, wäre dies ein 
Einfallstor um scheibchenweise das Tempelhofer 
Feld in seinem größten Flächenanteil der Allge-
meinheit zu entziehen. 
Geht es nach den zehntausenden Nutzer_innen 
des Feldes, dann bleibt alles so, wie es ist. 2014 
haben sich über 64% der Abstimmenden für den 
Erhalt des Tempelhofer Feldes ausgesprochen 
und dieser Volksentscheid war mit einem harten 
Kampf verbunden. Das unter sehr großem Ein-
satz erstrittene Gesetz zum Tempelhofer Feld darf 
nicht verändert werden. Es gilt das demokratische 
Mehrheits-Votum von vielen Berlinerinnen und 
Berlinern, dass das Feld für Sport, Erholung und 
Freizeit genutzt werden soll, und dieser Bürgerwil-
le muss respektiert werden.
SPD, CDU und FDP wollen in der erneuten 

Debatte lieber heute als morgen an die Fläche 
ran, um sie in neokapitalistischer Manier auszu-
beuten. Dieses dem demokratischen Bevölke-
rungswillen entgegenstehende Ansinnen verurteilt 
DIE LINKE aufs Schärfste. Der rein profitorientier-
ten Baulobby, die entgegen aller Beteuerungen nie 
und nimmer bezahlbaren Wohnraum produziert, 
müssen Grenzen gesetzt werden. 
Die Begründung, mehr Wohnraum schaffen zu 
wollen, ist keine Rechtfertigung für eine Bebauung 
auf dem Tempelhofer Feld, denn preisgünstige So-
zialwohnungen würden dort nicht entstehen, und 
an Luxuswohnungen gibt es keinen allgemeinen 
Bedarf. Auch darf die Öffentlichkeit nicht dahinge-
hend getäuscht werden, dass der hausgemachte 
Wohnraummangel allein von der Fläche des Tem-
pelhofer Feldes abhängen würde. FDP Generalse-
kretär Czaja verkündet gar der Öffentlichkeit, dass 
er ein neues Referendum 2021 will. Das lehnt 
die Bürgerinitiative entschieden ab. Auch wenn 
der Aufwand für ein erneutes Referendum enorm 
wäre, wäre die Entscheidung wahrscheinlich keine 
andere als 2014.
Michael Müller und die gesamte SPD sollten die 
Nichtbebauung als Werbung für Berlin sehen: vor-
bildlich, fortschrittlich, bürgerfreundlich, klima-
freundlich und kostenfrei, anstatt sich immer 
wieder mit der Mehrheit der Stadtbevölkerung 
anzulegen.

Elisabeth Wissel

„Der Mensch leidet an einer fatalen Spätzündung: 
er begreift alles erst in der nächsten Generation.“ 
Stanislaw Jerzy Lee

1918, der erste Weltkrieg war zu Ende und nicht 
nur für Deutschland verloren. Millionen Menschen 
mussten für diesen verheerenden Krieg ihr Le-
ben lassen. Die Bevölkerung war verelendet, litt 
an Hunger und Krankheiten und war der sinnlosen 
Opfer müde. Jedoch wollte die Seekriegsleitung 
partout den aussichtslosen Krieg weiter führen bis 
zum bitteren Ende. Diesem Ansinnen folgten aber 
die Marinemannschaften der zwei größten Kriegs-
häfen Kiel und Wilhelmshaven nicht, und verwei-
gerten den Befehl zum Auslaufen der Flotte gegen 
England. Der Funke war geflogen und wie ein Flä-
chenbrand breitete sich in den folgenden Tagen 
das Aufbegehren gegen den monarchistisch-mili-
tärischen Obrigkeitsstaat aus, denn zu tief saß die 
Verbitterung über dieses kriegsführende System, 
das auf die Menschen keinerlei Rücksicht nahm. 
Ab dem 9. November war im gesamten Land die 
Revolution ausgebrochen. Dieser Tag musste die 
Entscheidung bringen. Es wurde gleich zwei Mal 
die Republik ausgerufen: von Scheidemann (SPD) 

und Karl Liebknecht vom linken Parteiflügel. Es 
folgten erbitterte Kämpfe. In vielen Städten mar-
schierten Hunderttausende Menschen auf den 
Straßen und forderten fundamentale Rechte für 
ihr Leben. Das Vorbild war die Oktoberrevoluti-
on in Russland 1917, bei der die Einigkeit der auf-
ständischen Menschen einen in der Geschichte 
beispiellosen Systemwechsel zum Erfolg geführt 
hatte. 
Es wurden nicht nur kämpferische Reden gehal-
ten, entscheidend waren die Aktionen, die dar-
aus folgten. Arbeiter- und Soldatenräte bestimm-
ten in vielen Städten fortan die politische Zielset-
zung. Sie hatten die Macht übernommen, dabei 
kam es zu schweren Straßenkämpfen. Obwohl die 
meisten Räte von Sozialdemokraten und Gewerk-
schaftlern gestellt wurden, waren sie der parla-
mentarischen Führung der SPD suspekt, sie soll-
ten so schnell wie möglich verschwinden. Die for-
male Gegenseite, die SPD-Führung, die sich des 
Umsturzes bewusst war, setzte alles daran die Re-
volution niederzuschlagen. 

Fortsetzung auf Seite 7
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Betrachtungen zur Shoah-Filmreihe im 
Kino Babylon Mitte
Von den zahlreichen Filmen, die kostenlos im 
Rahmen der Filmreihe Shoah im Kino Babylon 
Mitte gezeigt wurden, habe ich mir fünf Bei-
träge angeschaut, darunter zwei Dokumen-
tarfilme. Die Filme sind immer mal wieder auf 
Sendern wie ARTE oder 3Sat sowie in ausge-
wählten Programmkinos wie bspw. Movimeto 
zu sehen. 
 
Der letzte der Ungerechten (Frankreich/Aust-
ralien 2013) ist ein mehr als dreistündiger Doku-
Film des Shoah-Experten Claude Lanzmann. Es ist 
ein Interview mit Benjamin Murmelstein, dem ein-
zigen Überlebenden und letzten Vorsitzenden des 
Judenrats aus dem Ghetto Theresienstadt. Mur-
melstein räumt ein, auch Fehler gemacht zu ha-
ben, aber nur aus der Situation heraus. Er bekräf-
tigt glaubwürdig, dass ihm immer nur daran gele-
gen war, das Leben der nach Theresienstadt De-
portierten erträglicher zu gestalten. Im Film wird 
u.a. die wirklich zynische Propaganda entlarvt, 
dass das Ghetto des Todes ein Hort der Glückse-
ligkeit war, wo Jüdinnen und Juden fortwährend 
getanzt und körperliche Ertüchtigung betrieben 
hätten. Das große Verdienst dieses außergewöhn-
lichen Mannes ist, dass er 121.000 Juden erfolg-
reich zur Emigration verhalf. Der Film springt wi-
schen 1975, als die Interviews entstanden, und 
2013 hin und her. Die Szene, als Lanzmann sicht-
lich erschüttert und bewegt durch die Ruinen von 
Theresienstadt wandelt, hat mich besonders be-
eindruckt, da in seinem Gesicht das Grauen, das 
hier sich einmal abgespielt hat, wieder lebendig 
wird.

Der auf einer wahren Begebenheit beruhende 
Spielfilm Aimee & Jaguar, Regie Max Färber-
böck, (Deutschland 1999) spielt im Berlin der Jah-
re 1943 und 1944. Es geht um die leidenschaftli-
che Liebe: Lily, die mit einem Nazi verheiratet ist, 

hat ihr Coming out mit der geheimnisvollen Feli-
ce (brillant gespielt von Maria Schrader). Felice 
ist Jüdin und Mitglied einer Untergrundorganisa-
tion. Die perfekte Tarnung ist zunächst, dass sie 
für ein Naziblatt arbeitet. Während des Liebes-
spiels gibt Felice sich den Namen Jaguar und ih-
rer Freundin den Namen Aimee. Am Ende fliegen 
die beiden doch auf und die Szene, in der Felice 
dann von den Nazi-Schergen mit Stiefeln getreten 
und die Treppen hinuntergestoßen wird, geht un-
ter die Haut. Lily besucht ihre Felice noch in The-
resienstadt, aber die beiden sehen sich nie wieder 
in Freiheit, denn Felice ist auf einem der berüch-
tigten Todesmärsche Ende 1944 im Alter von nur 
22 Jahren ums Leben gekommen, Lily starb 2006 
in Berlin.

In der Doku 2 oder 3 Dinge, die ich von ihm 
weiß, (Deutschland, 2005, Regie: Malte Ludin) 
begibt sich der Regisseur Malte Ludin auf die Spu-
ren seines Vaters Hanns Ludin, der überzeugter 
Nazi war. Verzweifelt hofft er; leider vergeblich; im 
Rahmen seiner Recherchen doch noch etwas zu 
finden, das seinen Vater entlasten könnte, aber 
Hanns Ludin war konkret an der Verfolgung der 
jüdischen Bevölkerung in der Slowakei und damit 
am Holocaust beteiligt. Er wurde 1947 von den 
Amerikanern an die Tschechoslowakei ausgelie-
fert und als verurteilter Kriegsverbrecher hinge-
richtet. Maltes ältere Schwestern wollen das al-
les nicht wahrhaben und leugnen vehement die 
Schuld ihres Vaters. Bezeichnend sind die aus 
Schuldgefühlen resultierenden überaus nervösen 
bis wütenden Reaktionen, wenn sie ihren Vater 
sogar als Widerstandskämpfer hochstilisieren und 
ihren Bruder als Moralpostel beschimpfen. Ein 
sehr couragierter Film, denn wer stellt sich schon 
gern diesen unangenehmen Tatsachen? 

Echte Klassiker sind Nackt unter Wölfen (DDR 

Fortsetzung von S. 4 
Siehst Du noch weitere 
Möglichkeiten? 
In Thüringen wurde von Mi-
nister Hoff im Sommer ein 
Enteignungserfahren über 
ein Schloss zu Ende ge-
bracht, worin es um die 
Gefahr des Verfalls des 
Denkmals ging und das als 
Novum nach dem Denk-
malschutzgesetz enteig-
net wurde. Daran sehen 
wir, Enteignungsrecht fin-
det sich an vielen Stel-
len versteckt und wird be-
kanntlich eher zögerlich 
angewendet. Relativ gut 
gangbar wäre für EIN Haus 
der Weg über § 17 Berli-
ner Denkmalschutzgesetz, 
wenn ein Problemhaus der 
Deutschen Wohnen un-
ter Denkmalschutz stün-
de: „Kann eine Gefahr für 
den Bestand, die Eigenart 
oder das Erscheinungsbild 
eines Denkmals auf an-
dere Weise nicht nachhal-
tig abgewehrt werden, so 
ist die Enteignung zuguns-
ten des Landes Berlin zu-
lässig.“ Auch hier gilt aber: 
es ist das letzte Mittel und 
es fällt eine Entschädi-
gung an. 
Liebe Katalin, danke für 
das Gespräch. 
Link zum Volksentscheid: 
www.dwenteignen.de/

Die SPD (mit ihrem eigenmächtig ernannten 
Reichskanzler, Friedrich Ebert), die sich im Parla-
ment als Führung erhob, forderte die Abdankung 
des Kaisers, sie wollte jedoch keine radikalen Ver-
änderungen im Land. Dies wussten sie am bes-
ten mit der Reichswehr und den alten Offiziers-
korps zu verhindern, die gegen die Massen einge-
setzt wurden und die Räte-Strukturen brutal zer-
schlugen Die politischen Kämpfe um die Hoheit 
im Lande dauerten ca. ein halbes Jahr. Letztend-
lich haben sich die im Parlament vertretenen Par-
teien, voran die SPD, durchgesetzt. Mit der Nati-
onalversammlung in Weimar am 19. Januar 1919, 
sollte über die Geschicke des zukünftigen Staa-
tes entscheiden werden. Das Ergebnis waren u.a. 
ein paar Reformen, um vor allem die SPD-Mit-
glieder zu beschwichtigen, wie das Wahlrecht für 

Frauen, der Acht-Stunden-Arbeitstag oder das 
Betriebsrätegesetz. Das waren in der Tat wichti-
ge Errungenschaften, aber keine politische Macht 
oder Eigentumsgerechtigkeit für die werktätige 
Bevölkerung.

Kurt Tucholsky mit Rückblick auf die Novemberre-
volution: „...Noch immer werden in den deutschen 
Schulen Schlachten gelehrt und Kriegsberichte 
der Ludendorffe aller Zeiten, und es wird den 
Kindern gesagt, dass das Blutvergießen und Ge-
neralsanmaßungen das Leben und die Geschichte 
sei...“ 

Auch 100 Jahre später muss für die internationale 
Linke eine Welt der sozialen Gerechtigkeit möglich 
sein.

Elisabeth Wissel

Fortsetzung von Seite 6 #Aufstehen - auch 
in Tempelhof und 
Schöneberg

Fortsetzung von S. 5 
Das nächste Tempelhofer 
#Aufstehen-Treffen wird 
am 12. November wieder 
in der AWO-Spukvilla (Al-
brechtstraße 110) stattfin-
den. Am selben Tag findet 
auch das erste #Aufstehen-
Plenum für Schöneberg  
und Friedenau statt: 12. 
November, 18:30 Uhr, “Im 
Leeren Raum”, Ebersstraße 
27. Über alle Termine kann 
man sich unter aufstehen.
de/berlin informieren. 

Alexander King

Immobilienfirmen 
enteignen?



Mieter-Aufruf: Gentrifizierung - Wir sind 
an Ihren Erfahrungen interessiert!
DIE LINKE als kleine Partei in einem großen Be-
zirk kann nicht überall sein. Wir wollen aber her-
ausfinden, in welchem Umfang und mit welchen 
Methoden sich Ihre Nachbarschaft verändert. Wa-
rum Mieter mit kleinem Einkommen wegziehen 
müssen und sich die sogenannte „Aufwertung“ 
von Kiezen breit macht.
Deswegen bitten wir Sie um Informationen: Wo 
werden aufwändige Sanierungen geplant, verbun-
den mit der Ankündigung erheblicher Mietstei-
gerungen? Wo werden ganze Häuser „leergezo-
gen“ um grundzusanieren und anschließend in Ei-
gentumswohnungen umzuwandeln? Wo werden 
Wohnungen zu Ferienwohnungen umgewandelt 
oder bereits als solche genutzt? Wo werden die 
weitgehenden Mieterhöhungsspielräume extrem 
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DIE LINKE.
Tempelhof - Schöneberg
Bezirksgeschäftsstelle:
Feurigstr. 68, 
10827 Berlin
Öffnungszeiten:
Di. und Do: 11 - 18 Uhr
Mo. und Fr: 11 - 15 Uhr
Tel. : +49 30 21 997-140
Fax: +49 21 729 26
E-Mail: bezirk@dielinke-
tempelhof-schoeneberg.de
Webseite: www.dielinke-
tempelhof-schoeneberg.de
Termine in der 
Roten Insel
Mitgliederversammlung 
Do. 08.11.2018, 19 
Uhr Raum 195, (Louise-
Schröder-Saal) Rathaus 
Schöneberg 
Bezirksvorstand
14. u. 28.10.2018, 19 Uhr 
Basisorganisationen:  
Basisorganisation 
Schöneberg
05.11. 19 Uhr
Basisorganisation
Tempelhof
22.11.2018, 19 Uhr 
Rudolf-Wissell-Haus. 
Alt-Mariendorf 24-26, 
12107 Berlin-Mariendorf
KulturLeben:
Beratungstermine 
20.11.2018, 16 Uhr
AK-RoteBeete
20.11., 19 Uhr
Marxistischer Lesekreis 
Sa. 10.11., 17 Uhr
Inselgespräche 
03.11., 15 Uhr
Bezirksfraktion: S. 3
Unser Abgeordneter: 
Harald Gindra, MdA, S. 4
Philipp Bertram, MdA, S. 4
JobCenter-Infostand
i.d.R. Di., 10 Uhr, Wolf-
ramstr. vorm JobCenter

ausgenutzt? Wo werden Wohnungswechsel zu 
extremen Mieterhöhungen genutzt? Wo müssen 
Hartz-IV-Haushalte Wohnungen räumen, weil sie 
eine Aufforderung des JobCenters erhielten, ihre 
Mietkosten zu senken?
Wir wollen das in politische Initiative umsetzen: 
krasse Fälle öffentlich machen, die Vernetzung 
und den Widerstand unterstützen und im Rah-
men unserer Möglichkeiten auf Bezirks-, Landes- 
und Bundesebene parlamentarische Initiativen 
anstoßen. Helfen Sie uns dabei!
Mieter-Notrufe an: Mi. 15-17 Uhr: 902 77 48 98
Per E-Mail an kontakt@linksfraktion-ts.de oder 
per Post an: DIE LINKE, Feurigstraße 68, 10827 
Berlin

Betrachtungen zur Shoah-Filmreihe 
im Kino Babylon Mitte Fortrsetzung von Seite 7

EU AG
29.10. 19 Uhr, Bulgarien 
3.12. 19 Uhr. Brexit

1962, Regie Frank Beyer) und Die Mörder sind 
unter uns (D 1946, Regie: Wolfgang Staudte). 
In Nackt unter Wölfen geht es um die die helden-
hafte Rettung eines Kindes, das plötzlich in einem 
Koffer im KZ Buchenwald auftaucht. Trotz ständi-
ger Todesgefahr praktizieren die Häftlinge, die aus 
verschiedenen Ländern ins Lager deportiert wur-
den, internationale Solidarität und retten das Le-
ben des Kindes. Das junge Leben des Kindes sym-
bolisiert Hoffnung und Neuanfang. Eine sehr er-
greifende Szene, in der einem der Atem stockt, 
ist, als ein SS-Mann das Kind entdeckt und alle 
Häftlinge sich vor das Kind stellen und damit ihr 
Leben riskieren. Empfehlenswert ist auch die Ro-
manvorlage von Bruno Apitz!

Die Mörder sind unter uns ist der erste Spielfilm, 
der sich mit der Nazi-Vergangenheit auseinander-
setzt. Als die KZ-Gefangene Susanne Wallner (her-
vorragend gespielt von Hildegard Knef) in ihre et-
was ruinenhaft wirkende Wohnung zurückkehren 
will, ist diese bereits vom Arzt Hans Mertens ok-
kupiert. Nach anfänglichen heftigen Streits nä-
hern sich die beiden Gebeutelten an und im Lauf 
der Zeit entwickelt sich eine zarte Liebe. Hans 

Mertens begegnet eines Tages dem tot geglaub-
ten Hauptmann Brückner, der Weihnachten 1942 
die Exekution von mehr als einhundert polnischen 
Zivilisten, darunter viele Frauen und Kinder, an-
geordnet hatte. Jetzt mimt Brückner den biede-
ren Familienvater, der sich Weihnachten als Fir-
menchef gegenüber seiner Belegschaft als Gön-
ner aufspielt. Doch dann taucht Hans Mertens auf 
und stört die Idylle, indem er seinen ehemaligen 
Kameraden mit den begangenen Kriegsverbre-
chen konfrontiert. Dieser redet sich mit typischen 
Ausreden wie: „Das waren doch ganz andere Zei-
ten….“ raus. Doch Hans Mertens will Brückner mit 
der Pistole richten, mit der er im Krieg sich in aus-
sichtsloser Situation eigentlich selbst erschießen 
wollte. Seine Freundin Susanne ahnt dies und ver-
hindert quasi in letzter Sekunde die Tat. Mertens 
ist ihr dafür sehr dankbar, denn er sieht ein, dass 
Selbstjustiz der falsche Weg ist. 

Ich verstehe die Filmreihe als Mahnung an alle 
Demokrat_innen, mit aller Kraft und phantasievol-
len Aktionen einen völkischen Staat, den die AfD 
anstrebt, zu verhindern!

Kai Jensen


